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a) Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 

der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 über die gemeinsame Marktorganisation 
für Milch und Milcherzeugnisse 


b) Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 

der Verordnung (EWG) Nr. 857/84 über Grundregeln für die Anwendung 
der Abgabe gemäß Artikel 5 c der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 im Sektor 
Milch und Milcherzeugnisse 


c) Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 

der Verordnung (EWG) Nr. 2237/88 zur Festlegung der Gemeinschaftsreserve 
für die Anwendung der Abgabe gemäß Artikel 5 c 
der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 im Sektor Milch und Milcherzeugnisse 
für die Zeit vom 1. April 1988 bis zum 31. März 1989 


d) Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des ab dem 
1. ... 1988 anwendbaren Interventionspreises für Butter 


e) Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 

der Verordnung (EWG) Nr. 1079/77 über eine Mitverantwortungsabgabe 
und Maßnahmen zur Erweiterung der Märkte für Milch 
und Milcherzeugnisse — KOM(88) 466 endg. — 


»Rats-Dok.Nr. 8108/88« 
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A. Problem 

Der Europäische Gerichtshof hat am 28. April 1988 die Verordnung 
(EWG) Nr. 857/84 insoweit als ungültig erklärt, als sie keine Zu- 
weisung einer Referenzmenge an diejenigen Erzeuger vorsieht, 
die keine Milch abgeliefert haben, weil sie sich an einer im Rah- 
men der Verordnung (EWG) Nr. 1078/77 zur Einführung einer Prä- 
mienregelung für die Nichtvermarktung von Milch und Milcher- 
zeugnissen und die Umstellung der Milchkuhbestände eingegan- 
gene Verpflichtung während des Referenzjahres des betroffenen 
Mitgliedstaates beteiligt und dafür eine Prämie erhalten haben. In 
der Konsequenz des EuGH-Urteils sind daher die Bedingungen 
festzulegen, unter denen die bisher angeschlossenen Landwirte 
erneut eine Zuweisung von Referenzmengen („Quoten") erhalten 
können. 

Es sind daher Kriterien aufzustellen, über 

— die Qualität der zu Berücksichtigenden sowie 

— die Sachverhaltsmerkmale, die zur Gewährung einer spezifi- 
schen Referenzmenge führen. 

Weiter müssen Regelungen über den Umfang und die Herkunft 
der zuzuweisenden Referenzmengen gefunden werden. Ebenso 
sind die Auswirkungen auf die Anlastungsproblematik zu beden- 
ken sowie die Folgen für den EG-Haushalt. In der Konsequenz der 
Haushaltsüberlegung schlägt die Kommission als flankierende 
Maßnahme eine Senkung des Interventionspreises für Butter vor 
sowie eine Senkung der Mitverantwortungsabgabe für Kleiner- 
zeuger. Nach den Vorstellungen der EG-Kommission ist das Pro- 
blem nur als „Paket" zu lösen. 

zu a) 

Nach Artikel 5 c Abs. la der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 wird 
den Mitgliedstaaten die Möglichkeit gegeben, vorübergehende 
und teilweise Abtretungen von Referenzmengen zu genehmigen. 
Diese Regelung kann dazu führen, daß die vorübergehende Abtre- 
tung zu Spekulationszwecken verwendet wird. 

zu b) 

Die Verordnung (EWG) Nr. 857/84 ist durch das EuGH-Urteil vom 
28. April 1988 teilweise für ungültig erklärt worden, weil durch sie 
diejenigen Erzeuger, die sich an der Durchführung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1078/77 beteiligt und eine Nichtvermarktungs- 
prämie erhalten und demzufolge keine Milchlieferungen durchge- 
führt haben, von der Zuweisung von Referenzmengen („Quoten") 
ausgeschlossen worden sind. 

Durch das Urteil ist die Verpflichtung entstanden, diesen Erzeu- 
gern wieder Referenzmengen zuzuweisen. Der Artikel 3 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 857/84 ist dementsprechend zu ändern. 
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ZU c) 

Durch Verordnung (EWG) Nr. 1110/88 ist die Zuweisung von spe- 
zifischen Referenzmengen an die Erzeuger vorgesehen, die auf- 
grund ihrer im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 1078/77 einge- 
gangenen Verpflichtungen keine Referenzmenge erhalten konn- 
ten. 

zu d) 

Die Marktlage hat sich insbesondere aufgrund einer raschen Ab- 
nahme der Butterbestände gewandelt. Um eine Neubildung dieser 
Bestände zu vermeiden, erscheint es angebracht, den Interven- 
tionspreis für Butter zu senken. 

zu e) 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1079/77 wurde eine Mitverantwor- 
tungsabgabe eingeführt, die bis zum Ende des Milchwirtschafts- 
jahres 1988/89 gilt. Gemäß Artikel 5 c der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/78 ist die Zusatzabgabe von fünf auf acht Zeiträume von 
jeweüs 12 aufeinanderfolgenden Monaten verlängert worden. 
Gleichzeitig wurde festgelegt, die Mitverantwortungsabgabe ab 
1. Juli 1988 weiterhin in Höhe von 2% zu erheben. 


B. Lösung 

zu a) 

Die vorübergehende Abtretung von Referenzmengen soll begrenzt 
werden. 

zu b) 

Zuweisung einer spezifischen Menge aus der einzelstaatlichen 
Reserve. Die Zuweisung unterhegt einer bestimmten Anzahl von 
Bedingungen, die gewährleisten sollen, daß der Antragsteller die 
erhaltene Menge nicht weiterzugeben gedenkt, sondern sie tat- 
sächlich erzeugen will. 

Die liste der in Artikel 3 genannten besonderen Situationen wird 
ergänzt, damit die betroffenen Erzeuger eine spezifische Menge 
erhalten können. Der Mitgliedstaat wird gleichzeitig in die Lage 
versetzt, die Einhaltung der Bedingungen wirksam zu überprü- 
fen. 

zu c) 

Um den Schwierigkeiten zu begegnen, die den Mitgliedstaaten bei 
der Zuteilung der spezifischen Referenzmenge entstanden sind, 
soll die Gemeinschaftsreserve um 500 000 t erhöht werden. 


zu d) 

Senkung des Interventionspreises für Butter um 2 % . 
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zu e) 

Verminderung der Belastung auf l r 6 Prozentpunkte, denen defi- 
nierte Kleinerzeuger durch die Mitverantwortungsabgabe unter- 
liegen. 


C. Alternativen 

Ablehnung der Vorschläge. 


D. Kosten 

Der Gesamtvorschlag ist im wesentlichen kostenneutral. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, bei den Verhandlungen in Brüssel darauf hin- 
zuwirken, daß 

1. die zusätzlichen erforderlichen Referenzmengen in vollem Umfange von der EG 
bereitgestellt werden, 

2. die Antragsberechtigungen nicht auf hauptberufliche Landwirte begrenzt wird, 
sondern alle Prämienempfänger antragsberechtigt sind, 

3. die Behandlung der Rechtsnachfolger von Nichtvermarktem klar geregelt 
wird, 

4. eine angemessene Frist für die Antragstellung nach Inkrafttreten der Zuteilungs- 
bestimmungen eingeräumt wird, 

5. die spezifische Referenzmenge — insbesondere bei der Milchrente — nicht be- 
rücksichtigt wird, 

6. die Eckwerte der Milchmarktordnung während eines Milchwirtschaftsjahres 
nicht geändert werden und 

7. auf die Erhebung einer Mitverantwortungsabgabe bei Müch verzichtet wird. 

Bonn, den 15. Dezember 1988 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Müller (Schweinfurt) Schartz 

V orsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
über die gemeinsame Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 857/84 
über Grundregeln für die Anwendung der Abgabe gemäß Artikel 5 c der Verordnung (EWG) 

Nr. 804/68 im Sektor Milch und Milcherzeugnisse 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2237/88 
zur Festlegung der Gemeinschaftsreserve für die Anwendung der Abgabe gemäß Artikel 5 c der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 im Sektor Milch und Milcherzeugnisse für die Zeit vom 1. April 1988 
bis zum 31. März 1989 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des ab dem 1. . . . 1988 
anwendbaren Interventionspreises für Butter 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1079/77 
über eine Mitverantwortungsabgabe und Maßnahmen zur Erweiterung der Märkte für Milch 
und Milcherzeugnisse 

(Von der Kommission vorgelegt) 


Begründung 


Neuordnung der Milchquotenregelung 
und flankierende Maßnahmen 


1. Das Problem „SLOM" 

Der Gerichtshof hat in seinen Urteilen vom 28. April 
1988 in den Rechtssachen 120/86 und 170/86 die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 857/84 insoweit als ungültig er- 
klärt, als sie die Zuweisung einer Referenzmenge an 
Erzeuger nicht vorsieht, die im Rahmen der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1078/77 eine Prämie für die Nichtver- 
marktung erhalten haben, und aus diesem Grund in 
dem vom Mitgliedstaat zugrunde gelegten Referenz- 
jahr keine Milch abgeliefert haben. Artikel 3 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 857/84 des Rates ist also durch 
einen neuen Absatz zu ergänzen, der die Bedingun- 
gen vorsieht, unter denen für die Zuweisung von Refe- 
renzmengen besondere Situationen berücksichtigt 
werden können. 

Der Gerichtshof setzt diesen Grundsatz zwar fest, gibt 
jedoch in seinen Urteilen keinerlei Anhaltspunkte zur 
Lösung der wichtigen Probleme, die ihre Durchfüh- 
rung mit sich bringt, und die insbesondere die Quali- 
tät der Begünstigten sowie die Zuweisung, den Um- 
fang und den Ursprung der Referenzmengen betref- 
fen. 


a) Qualität des Begünstigten 

In jedem Fall ist zur Vermeidung jeder Spekulationen 
über die mit der Quote verbundene Valorisierung die 
Zuweisung einer Referenzmenge auf hinreichend be- 
gründete Fälle von Erzeugern zu beschränken, wel- 
che 

— die Agrartätigkeit noch hauptberuflich ausüben; 

— die im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 1078/77 
eingegangene Verpflichtung in vollem Umfang 
eingehalten haben; 

— bei der zuständigen Stelle des Mitgliedstaates zwi- 
schen dem 31. März 1984 und dem 31. Juli 1988 
einen Antrag auf Zuweisung einer Referenzmenge 
gestellt haben, dem nicht stattgegeben wurde; 

— sich verpflichten, die Mücherzeugung bis zum 
Ende des achten Anwendungszeitraums der Rege- 
lung über die zusätzliche Abgabe fortzuführen 
oder tatsächlich wieder aufzunehmen (ohne ihre 
Tätigkeit einzustellen, ohne ihre Quote abzutreten 
und unter Verzicht auf Inanspruchnahme von 
Tätigkeitseinstellungsprogrammen oder ähnli- 
chem). 

Unter diesen Umständen kann davon ausgegangen 
werden, daß der Umfang der in Frage kommenden 
Anträge 1 Mio t nicht überschreitet. Wie erinnerlich, 
bezog sich die Regelung über Prämien für die Nicht- 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 17. Oktober 1988 — 121 — 680 70 — E — Ag 
1411/88 . 
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Vermarktung und Umstellung auf rund 6 f 6 Mio t 
Milch und 120 000 Erzeuger, meist Kieinerzeuger 
(siehe Tabelle im Anhang). 


b) Zuweisung einer Referenzmenge 

Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 857/84 unter- 
scheidet zwei Arten von besonderen Situationen: Si- 
tuationen, die zur Gewährung einer spezifischen Re- 
ferenzmenge führen können und solche, die das Recht 
auf Berücksichtigung eines anderen Referenzjahres 
geben. Der Fall „SLOM" könnte unter beide Katego- 
rien von besonderen Situationen fallen, die entweder 
die Zuweisung einer spezifischen Referenzmenge 
nach Maßgabe der Möglichkeiten des Mitgliedstaates 
oder die obligatorische Zuweisung einer Menge, die 
insgesamt der Erzeugung eines anderen Referenzjah- 
res entspricht, ermöglichen. Diese obligatorische Zu- 
weisung würde das „SLOM" in eine wirtschaftlich 
weit günstigere Lage versetzen als die anderen Erzeu- 
ger, insbesondere diejenigen, die nur eine spezifische 
Referenzmenge zugewiesen erhalten können. Auch 
vom rechtlichen Gesichtspunkt scheint diese Diskri- 
minierung völlig ungerechtfertigt. Aus Gründen der 
Gleichbehandlung, die dem Ziel der Produktionsbe- 
herrschung und den Einzelheiten der Regelung über 
die zusätzliche Abgabe am besten gerecht wird, ob- 
liegt es also der Kommission, dem Rat eine Änderung 
von Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 857/84 vor- 
zuschlagen, mit der der Fall „SLOM" in das Verzeich- 
nis der Begünstigten einer spezifischen Referenz- 
menge aufgenommen wird. 


c) Umfang der Referenzmenge 

Aus Gründen der Gleichbehandlung mit anderen der 
Quotenregelung unterworfenen Erzeugern, darf die 
Referenzmenge die gelieferte oder erzeugte Milch- 
menge nicht überschreiten, aufgrund der die ge- 
währte Prämie berechnet wurde. 


d) Ursprung der zuzuweisenden Referenzmengen 

Diese sind entweder der einzelstaatlichen Reserve 
oder einer Anhebung der Gesamtgarantiemenge des 
Mitgüedstaates zu entnehmen. Ist letztere Möglich- 
keit wegen der daraus für die „SLOM" entstehenden 
ungerechtfertigten Vorteile auszuschließen, ist ein 
Rückgriff auf die Gemeinschaftsreserve und anschlie- 
ßend eine Anhebung der Reserve denkbar, um die 
Schwierigkeiten der Mitgliedstaaten bei der Zuwei- 
sung der spezifischen Referenzmengen für die 
„SLOM" zu erleichtern. 

Die Berücksichtigung der „SLOM" bei den besonde- 
ren Situationen hat nämlich je nach Mitgliedstaat un- 
terschiedliche Auswirkungen: in Italien, Griechen- 
land und Spanien keine, in Deutschland mit zwei Drit- 
teln der „SLOM", in Dänemark und im Vereinigten 
Königreich sehr starke Auswirkungen (vgl. Tabelle im 
Anhang). 


Auf der Grundlage einer Anhebung der einzelstaatli- 
chen Reserven durch die Mitgliedstaaten und einer 
ergänzenden Anhebung der Gemeinschaftsreserve 
könnte somit eine ausgeglichene Lösung gesucht 
werden. 

In einer Erhöhung der Gemeinschaftsreserve um 
500 000 t könnte ein Beitrag zur Lösung des Problems 
hegen, wobei die übrigen Fehlmengen innerhalb der 
von den Mitgliedstaaten garantierten Gesamtmengen 
aufgebracht werden müßten. 


2. Problem der Summe der verteilten 

Referenzmengen r die die Gesamtgarantiemenge 
überschreitet 

Anläßlich der Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 857/84 für den FaU „SLOM" wäre es zweckmäßig, 
die in den Mitgliedstaaten bei der Durchführung der 
Regelung aufgetretenen Schwierigkeiten anzuerken- 
nen. Es hat sich nämlich am Ende des ersten Anwen- 
dungszeitraums der Regelung über die zusätzliche 
Abgabe zur Abschwächung der Härte der Mechanis- 
men als unerläßlich erwiesen, den regionalen und 
überregionalen Ausgleich zwischen nicht voll ver- 
wendeten und überbeanspruchten Mengen zuzulas- 
sen. Daher ist Artikel 4 a in die Verordnung (EWG) 
Nr. 857/84 eingeführt worden. Er findet auf Ebene des 
einzelnen Abgabenpflichtigen Anwendung und be- 
richtigt die individuelle Referenzmenge, die dem Ab- 
gabenpflichtigen mit vollem Recht zusteht. In Anleh- 
nung an die Bestimmungen von Artikel 9 Absatz 4 der 
gleichen Verordnung haben einige Mitgliedstaaten 
Artikel 4 a offensichtlich so ausgelegt, daß auf Ebene 
des Mitgliedstaates lediglich die Überschreitung der 
Gesamtgarantiemengen unter die Abgabe fällt. Da es 
sich bei der Regelung über die ergänzende Abgabe 
um eine in der Durchführung sehr komplexe Maß- 
nahme handelt, ist es zweckmäßig, für die ersten zwei 
Anwendungszeiträume eine extensive Anwendung 
von Artikel 4 a zuzulassen und diesen in diesem Sinne 
zu ändern. 


3. Auswirkungen auf den Haushalt 

Eine Anhebung der Milcherzeugung um 500 000 t 
führt zu einer Erhöhung der Überschüsse, deren 
Grenzabsatzkosten der Höhe der Kosten für die nor- 
male Ausfuhr, also 93 Mio ECU (siehe Finanzbogen) 
entsprechen dürfte, wovon rund 3 Mio ECU für die im 
Rahmen der linearen Mitverantwortungsabgabe auf 
die zusätzlichen Milchmengen anfallenden Beträge 
abzuziehen sind. 

Es sollten die Möglichkeiten untersucht werden, ei- 
nen finanziellen Ausgleich für die voraussichtliche 
Ausgabensteigerung um rund 90 Mio ECU zu finden, 
indem die durchschnittlichen Kosten für die Absatz- 
ausgaben verringert werden. 

Die Kürzung des Beihilfebetrages, der die Kosten der 
subventionierten Erzeugnisse erhöht, droht den Ab- 
satz der Überschüsse zu beeinträchtigen. Es wäre also 
besser, die Interventionspreise zu ändern und die 
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Höhe der Beihilfen anhand der Absatzziele festzuset- 
zen. 

Mit Rücksicht auf die günstige Entwicklung der 
Marktpreise für Milcherzeugnisse wirkt sich der 20 bis 
30% unter dem Marktpreis liegende Interventions- 
preis für Magermilchpulver (LEP) nicht mehr auf die 
Beihilfenhöhe aus. Dies ist jedoch nicht der Fall bei 
Butter, wo der Marktpreis in der Nähe des Interven- 
tionspreises liegt. 


4. Senkung des Interventionspreises für Butter 

Trotz der Sanierung der Butterbestände und der Ver- 
besserung der sich daraus ergebenden Marktlage be- 
herrscht der Interventionsbutterpreis weiterhin den 
Marktpreis für Butter, insbesondere durch Butterver- 
käufe zu Intervention zu einem Preis, der je nach dem 
Anteil des in den einzelnen Mitgliedstaaten anwend- 
baren Interventionspreises durch Ausschreibung fest- 
gesetzt wird. Ökonometrische Untersuchungen über 
die Flexibilität der Butternachfrage im Vergleich zum 
Preis, die durch die Erfahrungen der Jahre 1984/85 
und 1985/86 nach Interventionspreissenkungen für 
Butter bestätigt werden, zeigen, daß eine Senkung 
des Butterpreises zur erhöhten Verwendung führt. 
Auf dieser Grundlage kann vorhergesehen werden, 
daß eine Verringerung des Interventionsbutterpreises 
zur Senkung der finanziellen Auswirkungen einer Er- 
höhung der Gemeinschaftsreserve im Rahmen des 
„SLOM" beitragen würde. 

Wird die Senkung des Interventionsbutterpreises um 
2 % mit der Beibehaltung des Interventionspreises für 
Magermilchpulver ohne Änderung des Richtpreises 
gekoppelt, so lassen sich die Einsparungen auf rund 
74 Mio ECU veranschlagen, da ein Rückgang der Bei- 
hilfen und der Erstattungen und ein geringerer Aus- 
fuhrbedarf eintreten, der sich aus der Erhöhung des 
Verbrauchs einerseits und einer Erhöhung der Bei- 
hilfe zur privaten Lagerhaltung andererseits ergibt 
(siehe Finanzbogen). 

Unter diesen Voraussetzungen dürfte eine solche Än- 
derung der Preisregelung nicht zur Senkung des 
Milchpreises unter den Richtpreis führen und damit 
das Einkommen der Erzeuger nicht stark beeinträch- 
tigen. 


5. Abstufung der Mitverantwortungsabgabe 
für Kleinerzeuger 

Die Erfahrungen mit der Verordnung (EWG) 
Nr. 1207/84 des Rates zur Stützung des Einkommens 
der Kleinerzeuger in den Wirtschaftsjahren 1984/85 
und 1985/86, deren Regeln sich als sehr schwer durch- 
führbar erwiesen, rechtfertigen uneingeschränkt die 
direkte Abstufung der Mitverantwortungsabgabe zu- 
gunsten der Kleinerzeuger. Zu diesem Zweck könnte 
in die Verordnung (EWG) Nr. 1079/77 des Rates über 
die Mitverantwortungsabgabe eine Bestimmung ein- 
geführt werden, derzufolge der Mitverantwortungs- 
abgabesatz für Erzeuger, deren Lieferungen im vier- 
ten Anwendungszeitraum der zusätzlichen Abgabe 
höchstens 60 000 kg erreichen, um 0,4 Punkte ge- 
senkt wird. 


6 . 

Dem Rat ist also folgende Liste von Vorschlägen vor- 
zulegen, um für die obengenannten Schwierigkeiten 

eine Lösung zu finden: 

a) Vorschlag einer Verordnung zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68; 

b) Vorschlag einer Verordnung zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 857/84; 

c) Vorschlag einer Verordnung zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 2237/88 zur Festlegung der 
Gemeinschaftsreserve für die Zeit vom 1. April 
1988 bis zum 31. Mai 1989; 

d) Vorschlag einer Verordnung zur Änderung des In- 
terventionspreises für Butter; 

e) Vorschlag einer Verordnung zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1079/77 über die Mitver- 
antwortungsabgabe. 

Diese Texte stellen ein Maßnahmenpaket dar, das 

also eine globale Entscheidung erfordert. 
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Begünstigte, Anzahl Milchkühe und Schätzung der Milchablieferungen , die im Zeitraum 1978 bis 1981 
unter die Prämienregelung für die Nichtvermarktung und Umstellung fallen 



Nichtvermarktung von Milch 

Umstellung der Milchherden 

Insgesamt 

Durch- 

schnitts- 





Geschätzte 

Ablieferungen 


Anzahl 

betroffe- 

ner 

Kühe 


Geschätzte 

Abheferungen 

Geschätzte 

Ablieferungen 

erzeu- 
gung 
je Kuh 
1981 
(kg) 

Mit- 

glied- 

Staaten 

Begün- 

stigte 

Anzahl be- 
troffener 
Kühe 

Durch- 

schnitts- 

herde 

Tonnen 

% 

des 

Ein- 

zugs 

1981 

Begün- 

stigte 

Durch- 

schnitts- 

herde 

Tonnen 

% 

des 

Ein- 

zugs 

1981 

Tonnen 

% 

des 

Ein- 

zugs 

1981 

2 942 

B 

2 122 

26 600 

12,5 

78 300 

2,5 

338 

9 500 

28,1 

27 900 

0,9 

106 200 

3,5 

4 370 

DK 

7 577 

153 300 

20,2 

670 000 

13,9 

93 

2 600 

27,9 

11 400 

0,2 

681 400 

14,1 

4 000 

D 

73 831 

609 000 

8,2 

2 436 000 

10,6 

2 659 

61 700 

23,2 

246 800 

1,1 

2 682 800 

11,7 

3 231 

F 

15 777 

213 400 

13,4 

689 500 

2,1 

4 489 

114 300 

25,5 

369 300 

1,5 

1 058 800 

4,2 

2 940 

IRL 

2 280 

58 700 

25,7 

172 600 

3,8 

950 

33 300 

35,0 

97 900 

2,2 

270 500 

6,0 

4 100 

LUX 

389 

4 800 

12,3 

19 700 

1,6 

11 

300 

32,6 

1 200 

0,5 

20 900 

8,0 

5 062 

NL 

3 895 

69 000 

17,7 

349 300 

3,0 

172 

4 600 

26,7 

23 300 

0,2 

372 600 

3,2 

4 380 

UK 

5 694 

223 500 

39,2 

978 900 

6,4 

2 510 

102 800 

41,0 

450 300 

2,9 

1 429 200 

9,3 


Ge- 













3 878 

mein- 

schaft 

111 565 

1 358 300 

12,2 

5 394 300 

5,6 

11 222 

329 100 

29,3 

1 228 000 

1,3 

6 622 000 

6,9 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
über die gemeinsame Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse 


Begründung 

Im Zusammenhang mit der Änderung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 857/84 zugunsten der „SLOM" wird 
mit vorhegendem Vorschlag die Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 geändert, indem der Fall vorübergehender 
Abtretungen von Referenzmengen zu Spekulations- 
zwecken vorhergesehen, gleichzeitig aber auch ein- 
gegrenzt wird. 




Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/3887 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr. . . ./88 des Rates vom . . . zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, 

inbesondere auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 5 c Absatz la der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 des Rates 1 ), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1 109/88 2 ), wird den Mitglied- 
staaten die Möglichkeit gegeben, vorübergehende 
und teilweise Abtretungen von Referenzmengen zu 
genehmigen. Diese Bestimmung ist in die Rechtsvor- 
schriften eingeführt worden, um einem unvorhergese- 
henen Produktionsrückgang Rechnung tragen zu 
können. Es muß mit dem Fall gerechnet werden, daß 
die vorübergehende Abtretung zu Spekulationszwek- 
ken verwendet wird; dieser Verwendung müssen 
Grenzen gesetzt werden — 

!) ABI. Nr. L 146 vom 28. Juni 1968, S. 13 
2) ABI. Nr. L 110 vom 29. April 1988, S. 27 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 


In Artikel 5 c Absatz 6 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 wird folgender Unterabsatz 2 eingefügt: 

„Der Rat begrenzt im Bedarfsfälle nach dem gleichen 
Verfahren die vorübergehenden Abtretungen nach 
Absatz 1 a. " 


Artikel 2 


Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentli- 
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 857/84 
über Grundregeln für die Anwendung der Abgabe gemäß Artikel 5 c der Verordnung (EWG) 

Nr. 804/68 im Sektor Milch und Milcherzeugnisse 


Begründung 


Der Gerichtshof hat in den Rechtssachen Mulder 
(120/86) und von Deetzen (170/86) am 28. April 1988 
die Verordnung (EWG) Nr. 857/84 mit Grundregeln 
für die Anwendung der ergänzenden Abgabe im 
Milchsektor teilweise als ungültig erklärt, da sie die 
Zuweisung einer Referenzmenge an diejenigen Er- 
zeuger nicht vorsieht, die in Durchführung einer im 
Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 1078/77 zur Ein- 
führung einer Prämienregelung für die Nichtvermark- 
tung von Milch und Milcherzeugnissen und die Um- 
stellung der Milchkuhbestände eingegangene Ver- 
pflichtung während des Referenzjahres des betreffen- 
den Mitgliedstaates keine Milch abgeliefert haben. 

Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 857/84, in dem 
die besonderen Situationen aufgeführt sind, in denen 
die Erzeuger spezifische Referenzmengen zugewie- 
sen erhalten können, ist also zu ergänzen, indem der 
Fall der Erzeuger aufgenommen wird, die die Refe- 
renzmenge wegen einer im Rahmen der Verordnung 
(EWG) Nr. 1078/77 eingegangenen Verpflichtung 
nicht erhalten konnten. 

Ziel des neuen Artikels 3 Punkt 4 ist, den Urteilen des 
Gerichtshofes so genau wie möglich zu folgen, und 
zwar so, daß die vorgesehenen Zuweisungen nicht im 
Gegenzug zu einem Nachlassen der Anstrengungen 
zur Einschränkung der Milcherzeugung führen. Im 
Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 1078/77, deren 
Anwendung zur Tätigkeitseinstellung zahlreicher 
Kleinbetriebe geführt hat, haben mehr als 120 000 
Erzeuger mit einer Gesamterzeugung von rund 
6,6 Mio. t Milch die Prämie erhalten. Der Nutzen der 
so eingetretenen Umstrukturierung muß erhalten 
bleiben, indem im vorliegenden Falle für die Zuwei- 
sung spezifischer Mengen ein sehr genauer Rahmen 
gesetzt wird. 

Die Erzeuger erhalten also eine spezifische Menge 
aus der einzelstaatlichen Reserve, wobei feststeht, daß 
diese zu diesem Zweck teilweise aus einer Erhöhung 
der Gemeinschaftsreserve ab dem fünften Anwen- 
dungszeitraum der Regelung gespeist wird. Die Zu- 
weisung unterhegt einer bestimmten Anzahl Bedin- 


gungen, die gewährleisten sollen, daß der Antragstel- 
ler die erhaltene Menge nicht weiterzugeben ge- 
denkt, sondern sie tatsächlich erzeugen will. Es kann 
sich also nur um eine echte Übernahme einer haupt- 
beruflichen landwirtschaftlichen Tätigkeit handeln. 

Der neue Text setzt eine Höchstgrenze für die gege- 
benenfalls zugewiesene spezifische Menge fest. Diese 
wird aufgrund der neuesten bekannten und von den 
zuständigen Behörden übernommenen Produktions- 
daten festgesetzt, die diese Daten als Grundlage für 
die Berechnung der im Rahmen der Verordnung 
(EWG) Nr. 1078/77 gewährten Prämien verwendet 
haben. Im Interesse der Gleichbehandlung und um 
die Frage der Rückwirkung der neuen Bestimmung zu 
klären, fallen die vor dem fünften Anwendungszeit- 
raum der Quotenregelung vom Begünstigten einer 
spezifischen Menge erzeugten Mengen bis zu der ge- 
nannten Menge nicht unter die Abgabe. 

Es erscheint zweckmäßig, bei dieser Gelegenheit die 
in den Mitgliedstaaten bei der Durchführung der Re- 
gelung aufgetretenen Schwierigkeiten anzuerken- 
nen. Am Ende des ersten Anwendungszeitraums hat 
es sich nämlich als unerläßlich erwiesen, zur Ab- 
schwächung der Härte der Abgabemechanismen ei- 
nen regionalen und überregionalen Ausgleich zwi- 
schen nicht voll verwendeten und überbeanspruchten 
Mengen zuzulassen. Daher ist Artikel 4 a in die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 857/84 eingefügt worden. Er ist 
auf Ebene des einzelnen Abgabepflichtigen anwend- 
bar und berichtigt die individuelle Referenzmenge, 
die dem Abgabepflichtigen mit vollem Recht zusteht. 
In Anlehnung an Artikel 9 Absatz 4 der gleichen Ver- 
ordnung haben einige Mitgliedstaaten Artikel 4 a so 
ausgelegt, daß auf Ebene des Mitgliedstaats lediglich 
die Überschreitung der Gesamtgarantiemengen unter 
die Abgabe fällt. Da es sich bei der Regelung über die 
zusätzliche Abgabe um eine in der Durchführung sehr 
komplexe Maßnahme handelte, sollte für die ersten 
zwei Zeiträume eine extensive Anwendung von Arti- 
kel 4 a genehmigt werden. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr. . . ./88 des Rates vom . . . zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 857/84 über Grundregeln für die Anwendung der Abgabe 
gemäß Artikel 5c der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 im Sektor Milch und Milcherzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Milch und Milcherzeugnisse 1 ), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1 109/88 2 ), insbesondere auf Artikel 5 c Absatz 6, 

auf Vorschlag der Kommission 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 857/84 4 ), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1 1 10/88 5 ), 
sieht die Berücksichtigung bestimmter besonderer Si- 
tuationen bei der Festsetzung der Referenzmengen 
vor. Bei den Situationen, die zur Gewährung einer 
spezifischen Menge aus der nationalen Reserve füh- 
ren können, sind die Erzeuger nicht berücksichtigt, 
die eine Verpflichtung im Rahmen der Verordnung 
(EWG) Nr. 1078/77 des Rates zur Einführung einer 
Prämienregelung für die Nichtvermarktung von Milch 
und Milcherzeugnissen und die Umstellung der 
Milchkuhbestände 6 ) eingegangen sind und daher in 
dem vom betreffenden Mitgliedstaat zugrunde geleg- 
ten Referenzjahr keine Milch oder Milcherzeugnisse 
geliefert haben, es sei denn, diese Erzeuger haben 
Investitionen oder einen Entwicklungsplan durchge- 
führt oder es handelt sich bei ihnen um Jungland- 
wirte. Infolgedessen ist die Liste der in Artikel 3 ge- 
nannten besonderen Situationen zu ergänzen, damit 
die betreffenden Erzeuger eine spezifische Menge er- 
halten, wenn der Mitgliedstaat in der Lage ist, sie 
ihnen aus der Reserve „Lieferungen" oder der Re- 
serve „Direktverkäufe" zu gewähren. 

Die Erzeuger können auf solche Zuteüungen jedoch 
nur unter bestimmten Bedingungen Anspruch erhe- 
ben, damit gewährleistet ist, daß die gewährten Men- 
gen nicht zu einer ungerechtfertigten Bevorteilung 
führen, sondern auch tatsächlich erzeugt werden. Der 
Mitgliedstaat sollte in der Lage sein, die Einhaltung 
dieser Bedingungen wirksam überprüfen zu können. 
Es ist deshalb notwendig, daß ein Termin gesetzt wird, 
nach dem keine Anträge mehr angenommen werden. 
Den Erzeugern, auf die die in Frage stehende Maß- 
nahme Anwendung findet, standen in der so bestimm- 
ten Frist alle Informationen zur Verfügung, die für die 
Formulierung ihres Antrags bei den zuständigen Be- 


0 ABI. Nr. L 148 vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) ABI. Nr. L 110 vom 29. April 1988, S. 27 

3) ABI. Nr. L . . . vom . . ., S 

4 ) ABI. Nr. L 90 vom 1. April 1984, S. 13 

5) ABI. Nr. L 110 vom 29. April 1988, S. 28 

6) ABI. Nr. L 131 vom 26. Mai 1977, S. 1 


hörden notwendig war. Ferner empfiehlt es sich we- 
gen der fehlenden Angaben für das Erzeugungsrefe- 
renzjahr, eine Höchstgrenze für die geplante Zutei- 
lung festzusetzen, die sich auf die letzten Produktions- 
zahlen gründet, welche der zuständigen Behörde vor 
der Anwendung des Nichtvermarktungs- oder Um- 
stellungsprogramms bekannt und von ihr anerkannt 
waren. 

Falls der Erzeuger die Erzeugung vor der Zuteilung 
seiner spezifischen Referenzmenge wiederaufgenom- 
men hat, erscheint es gerecht, auf die jeweils erzeug- 
ten Mengen keine Abgabe zu erheben. 

Artikel 4 a ermöglicht die Wiederzuteilung der von 
den Käufern oder Erzeugern nicht genutzten Mengen 
an andere Käufer oder Erzeuger. Die Abgabe wird 
dann nur auf die Mengen erhoben, welche die einzel- 
nen Referenzmengen, berichtigt um vorgenannte 
Wiederzuteilungen, überschreiten. Diese Bestimmun- 
gen, die in bezug auf den Abgabepflichtigen und auf 
die Höhe der Referenzmenge anwendbar sind, auf die 
er tatsächlich Anspruch hat, könnten in den Mitglied- 
staaten bei der Anwendung der Zusatzabgaberege- 
lung zu bestimmten Problemen führen. Es ist den in 
den Mitgliedstaaten entstandenen Schwierigkeiten 
Rechnung zu tragen und zuzulassen, daß die Abgabe 
für die ersten zwei Anwendungszeiträume der Rege- 
lung nur bei Überschreitung einer der beiden Gesamt- 
garantiemengen an die Gemeinschaft zu zahlen ist — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 857/84 wird wie folgt 
geändert: 

1. In Artikel 3 wird folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. Erzeuger, die hauptberuflich die Landwirt- 
schaft betreiben und die 

— gemäß einer Verpflichtung im Rahmen der 
Verordnung (EWG) Nr. 1078/77 in dem vom 
betreffenden Mitgliedstaat zugrunde ge- 
legten Referenzjahr keine Milch oder 
Milcherzeugnisse abgegeben haben, 

— bei der zuständigen Behörde des Mitglied- 
staats zwischen dem 31. März 1984 und 
dem 31. Juli 1988 einen Antrag zur Zutei- 
lung einer Referenzmenge eingereicht ha- 
ben, der zurückgewiesen wurde, 

erhalten eine spezifische Referenzmenge, 
wenn dieser Mitgliedstaat sie ihnen im Rah- 
men der entweder in Artikel 5 c der Verord- 


13 



Drucksache 11/3887 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


nung (EWG) Nr. 804/68 oder im Anhang dieser 
Verordnung festgesetzten Höchstgarantie- 
menge zuweisen kann und sofern diese Erzeu- 
ger 

— ihre Tätigkeit nicht im Rahmen von Arti- 
kel 2 Absätze 3 und 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1078/77 eingestellt bzw. ihren 
Milchbetrieb vor Ablauf des Nichtvermark- 
tungs- oder Umstellungszeitraums vollstän- 
dig abgetreten haben; 

— der zuständigen Behörde nachweisen, daß 
sie in vollem Umfang die zugewiesene spe- 
zifische Referenzmenge in ihrem Betrieb er- 
zeugen können und sich verpflichten, die 
Milcherzeugung in diesem Betrieb bis zum 
Ende des achten Anwendungszeitraums 
der Zusatzabgabe fortzusetzen bzw. wieder 
aufzunehmen. 

Die spezifische Referenzmenge entspricht höch- 
stens der Menge Milch oder Milchäquivalent, die 
vom Erzeuger in dem Zwölf monatszeitraum vor 
dem Monat der Einreichung des Antrags auf Ge- 
währung der Nichtvermarktungs- oder Umstel- 
lungsprämie geliefert bzw. verkauft und von der 
betreffenden zuständigen Behörde gemäß Arti- 
kel 5 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung (EWG) 
Nr. 1391/78 bestimmt wurde. 

Hat der Erzeuger einen Teil seines Betriebs wäh- 
rend des Nichtvermarktungs- oder Umstellungs- 
zeitraums abgetreten, so 

— darf die spezifische Referenzmenge des abtre- 
tenden Betriebsinhabers die Menge nicht 
überschreiten, für die er weiterhin einen Prä- 
mienanspruch hat; 

— darf die spezifische Referenzmenge des Über- 
nehmers die Menge nicht überschreiten, für 
die er den Prämienanspruch erworben hat. 

Der Teil der spezifischen Referenzmenge, der nicht 
zur Verwendung innerhalb eines Zwölfmonatszeit- 


raums bestimmt ist, darf nicht Gegenstand einer 
vorübergehenden Überlassung gemäß Artikel 5 c 
Absatz 1 a der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
sein. 

Wird der im ersten Unterabsatz vierter Gedanken- 
strich genannte Betrieb vor Ablauf des achten An- 
wendungszeitraums der Zusatzabgaberegelung 
verkauft oder verpachtet, so wird die gesamte spe- 
zifische Referenzmenge zu der Reserve gemäß Ar- 
tikel 5 bzw. gegebenenfalls Artikel 6 Absatz 3 die- 
ser Verordnung hinzugefügt. 

Der gemäß dem ersten Unterabsatz für eine spezi- 
fische Referenzmenge in Betracht kommende Er- 
zeuger, der eine solche Menge unter den Bedin- 
gungen des zweiten und dritten Unterabsatzes er- 
hält, muß keine Abgabe für diejenigen Mengen 
zahlen, die vor dem fünften Anwendungszeitraum 
der Regelung erzeugt wurden und die zugewie- 
sene spezifische Menge nicht überschreiten. " 

2. In Artikel 4 a wird folgender Unterabsatz ange- 
fügt: 

„Während der ersten zwei Anwendungszeit- 
räume der Zusatzabgaberegelung wird die der Ge- 
meinschaft geschuldete Abgabe jedoch nur auf die 
Mengen erhoben, die über die Gesamtgarantie- 
menge gemäß Artikel 5 c Absatz 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 und/oder die Gesamtgarantie - 
menge gemäß Artikel 6 Absatz 2 dieser Verord- 
nung hinausgehen. " 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2237/88 
zur Festlegung der Gemeinschaftsreserve für die Anwendung der Abgabe gemäß Artikel 5 c der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 im Sektor Milch und Milcherzeugnisse für die Zeit vom 1. April 1988 
bis zum 31. März 1989 


Begründung 


Gemäß Artikel 5 c der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
muß der Rat für jeden Zeitraum, in dem die zusätzliche 
Abgabe angewandt wird, die Höhe der Gemein- 
schaftsreserve festsetzen. Diese Reserve wird für den 
fünften Anwendungszeitraum der Regelung auf 
943 000 Tonnen erhöht, um den Schwierigkeiten zu 


begegnen, denen sich die Mitgliedstaaten bei der Zu- 
teilung von spezifischen Referenzmengen an Erzeu- 
ger gegenübersahen, die aufgrund ihrer im Rahmen 
der Verordnung (EWG) Nr. 1078/77 eingegangenen 
Verpflichtung keine Referenzmenge erhalten konn- 
ten. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr. . . ./88 des Rates vom . . . zur Änderung 

der Verordnung (EWG) Nr. 2237/88 zur Festlegung der Gemeinschaftsreserve 

für die Anwendung der Abgabe gemäß Artikel 5c der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 im Sektor 

Milch und Milcherzeugnisse für die Zeit vom 1. April 1988 bis zum 31. März 1989 


RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Milch und Milcherzeugnisse 1 ), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1 109/88 2 ) f insbesondere auf Artikel 5 c Absatz 6, 

auf Vorschlag der Kommission 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 2237/88 des Rates 4 ) ist 
die Gemeinschaftsreserve für die Zeit vom 1. April 
1988 bis zum 31. März 1989 auf 443 000 Tonnen fest- 
gesetzt worden. 

In der Verordnung (EWG) Nr. 1 1 10/88 des Rates 5 ), mit 
der zuletzt die Verordnung (EWG) Nr. 857/84 geän- 
dert wurde 6 ), ist die Zuweisung von spezifischen Re- 
ferenzmengen an die Erzeuger vorgesehen, die auf- 
grund ihrer im Rahmen der Verordnung (EWG) 
Nr. 1078/77 des Rates 7 ) eingegangenen Verpflichtun- 
gen keine Referenzmenge erhalten konnten. Um den 
Schwierigkeiten zu begegnen, die den Mitgliedstaa- 
ten bei der Zuteilung dieser spezifischen Referenz- 
mengen entstanden sind, ist die Gemeinschaftsre- 
serve um 500 000 Tonnen zu erhöhen — 


!) ABI. Nr. L 148 vom 28. Juni 1968, S. 13 

2 ) ABI. Nr. L 110 vom 29. April 1988, S. 27 

3 ) ABI. Nr. L . . . 

4 ) ABI. Nr. L 197 vom 26. Juli 1988, S. 39 

5 ) ABI. Nr. L 110 vom 29. April 1988, S. 28 

6 ) ABI. Nr. L 90 vom 1. April 1984, S. 13 
?) ABI. Nr. L 131 vom 26. Mai 1977, S. 1 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 


Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2237/88 erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 1 

Für den Zeitraum vom 1. April 1988 bis zum 
31. März 1989 wird die in Artikel 5 c Absatz . . . der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 vorgesehene Ge- 
meinschaftsreserve auf 943 000 Tonnen festgesetzt, 
wovon 500 000 Tonnen dazu bestimmt sind, den 
Schwierigkeiten zu begegnen, die den Mitglied- 
staaten bei der Zuteilung der spezifischen Referenz- 
mengen in Anwendung von Artikel . . . Nummer 4 
der Verordnung (EWG) Nr. 857/84 entstanden 
sind." 


Artikel 2 


Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentli- 
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des ab dem 1 1988 

anwendbaren Interventionspreises für Butter 


Begründung 


Dem Rat wird vorgeschlagen, den Interventionspreis 
für Butter in der Gemeinschaft um 2 % zu senken. Da 
der Interventionspreis bei der Bildung der Markt- 
preise eine maßgebliche Rolle spielt, kann erwartet 
werden, daß die vorgesehene Senkung des Interven- 
tionspreises unverzüglich günstige Auswirkungen auf 
dem Markt haben wird. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr. . . ,/88 des Rates vom . . . zur Festsetzung des ab dem 
1 1988 anwendbaren Interventionspreises für Butter 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 43, 

gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und 
Portugals, insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Milch und Milcherzeugnisse 1 ), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1109/88 2 ), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission 3 ), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 4 ), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 5 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 2233/88 des Rates 6 ) 
sind der Richtpreis für Milch und die Interventions- 

1) ABI. Nr. L 148 vom 28. Juni 1968, S. 13 

2 ) ABI. Nr. L 110 vom 29. April 1988, S. 27 

3) ABI. Nr. L . . . 

4 ) ABI. Nr. L . . . 

5) ABI. Nr. L . . . 

6 ) ABI. Nr. L 197 vom 26. Juli 1988, S. 34 


preise für Butter, Magermüchpulver und die Käsesor- 
ten Grana Padano und Parmigiano Reggiano für das 
Müch Wirtschaftsjahr 1988/89 festgesetzt worden. 

Zwischenzeitlich hat sich die Marktlage insbesondere 
aufgrund einer raschen Abnahme der Butterbestände 
gewandelt. Um eine Neubildung dieser Bestände zu 
vermeiden, erscheint es angebracht, den Interven- 
tionspreis für Butter zu senken — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Ab dem 1. . . . 1988 wird der Interventionspreis für 
Butter auf 332,87 ECU/100 kg in Spanien und 306,94 
ECU/100 kg in der übrigen Gemeinschaft festge- 
setzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentli- 
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und güt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1079/77 
über eine Mitverantwortungsabgabe und Maßnahmen zur Erweiterung der Märkte für Milch und 
Milcherzeugnisse 


Begründung 


Bei der Einführung der Zusatzabgabe im Sektor Milch 
und Milcherzeugnisse im Jahre 1984 war zugunsten 
der Kleinerzeuger von Milch in der Gemeinschaft 
gleichzeitig eine Maßnahme in Form einer Einkom- 
mensbeihilfe getroffen worden, die in den Milchwirt- 
schaftsjahren 1984/85 und 1985/86 zu zahlen war. In 
diesem Jahr ist die besagte Regelung auf acht Zeit- 
räume von zwölf aufeinanderfolgenden Monaten ver- 
längert worden, und die Mitverantwortungsabgabe 
soll ab 1. Juli 1988 weiterhin in Höhe von 2 % erhoben 
werden. Es erscheint daher erforderlich, erneut Maß- 
nahmen zu treffen, um die Belastung zu vermindern, 
der die Kleinerzeuger von Milch durch die gesamte 
Regelung zur Regulierung der Milcherzeugung aus- 
gesetzt sind. Aufgrund der bisherigen Erfahrungen 


scheint die beste und einfachste Lösung darin zu be- 
stehen, die Mitverantwortungsabgabe zugunsten der 
Kleinerzeuger zu verringern, wobei als Kleinerzeuger 
solche Erzeuger gelten, deren Lieferungen während 
eines Referenzzeitraums eine bestimmte Menge nicht 
überschritten haben. In Artikel 1 Absatz 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1079/77 sind der Grundsatz der Mit- 
verantwortungsabgabe sowie die ihr unterworfenen 
Personen definiert; Absatz 2 sieht eine vollständige 
Befreiung für bestimmte Berggebiete vor, und Ab- 
satz 3 erlaubt eine Verringerung des Satzes für die 
Erzeuger in den benachteiligten Gebieten. Nunmehr 
wird vorgeschlagen, einen Absatz 4 hinzuzufügen, 
demzufolge die von den Kleinerzeugern zu zahlende 
Mitverantwortungsabgabe ebenfalls verringert wird. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr. . . ./88 des Rates vom . . . 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1079/77 über eine Mitverantwortungsabgabe 

und Maßnahmen zur Erweiterung der Märkte für Milch und Milcherzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 13, 

auf Vorschlag der Kommission 1 ), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 2 ), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1079/77 4 ), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2234/88 5 ), ist 
eine Mitverantwortungsabgabe eingeführt worden, 
die bis zum Ende des Milchwirtschaftsjahres 1988/89 
gilt und grundsätzlich für alle an die Molkereien ge- 
lieferte Milch sowie für bestimmte Verkäufe von 
Milcherzeugnissen in den landwirtschaftlichen Be- 
trieben zu entrichten ist. 

Gemäß Artikel 5 c der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates über die gemeinsame Marktorganisation für 
Milch und Milcherzeugnisse 6 ), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 1 109/77 7 ), ist die Zusatz- 
abgabe von fünf auf acht Zeiträume von jeweils zwölf 
aufeinanderfolgenden Monaten verlängert worden. 
Es wurde ferner beschlossen, die Mitverantwortungs- 

ü ABI. Nr. L . . . vom . . ., S. . . . 

2 ) ABI. Nr. L . . . vom . . ., S. . . . 

3 ) ABI. Nr. L . . . vom . . ., S. . . . 

4) ABI. Nr. L 131 vom 26. Mai 1977, S. 6 

5 ) ABI. Nr. L 197 vom 26. Juli 1988, S. 36 

6 ) ABI. Nr. L 148 vom 28. Juni 1968, S. 13 

7 ) ABI. Nr. L 110 vom 29. April 1988, S. 27 


abgabe ab 1. Juli 1988 weiterhin in Höhe von 2% zu 
erheben. Es erscheint daher angebracht, die Bela- 
stung zu vermindern, welche die Mitverantwortungs- 
abgabe für die Kleinerzeuger darstellt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

An Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1079/77 
wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„4. Bei Erzeugern, deren Lieferungen in den zwölf 
Monaten des vierten Anwendungszeitraums der 
Zusatzabgaberegelung gemäß Artikel 5 c der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 60 000 kg nicht 
überschreiten, wird der sich aus Artikel 2 und ge- 
gebenenfalls Absatz 3 ergebende Abgabensatz 
um 0,5 Punkte verringert. 

Diese Verringerung um 0,5 Punkte wird auch den 
Erzeugern gewährt, die ihre Lieferungen nach 
Beginn des vierten Zwölf monatszeitraums und 
vor einem jährlich vom betreffenden Mitglied- 
staat festgesetzten Datum beginnen oder Wieder- 
beginnen und deren im ersten Erzeugungsjahr 
festgestellte bzw. gegebenenfalls geschätzte Lie- 
ferungen 60 000 kg nicht überschreiten. " 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentli- 
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Sie gilt ab 1. Juli 1988. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Incidences financieres de la proposition relative au SLOM 


Introduction 

Les incidences financieres ont ete etablies pour l ensemble du paquet „SLOM"', 
c'est-ä-dire: 

— une augmentation de la reserve communautaire de 500 000 t ä partir du 1er avril 
1988 (5ieme periode de 12 mois d'application du Systeme du prelevement sup- 
plementaire), 

— une reduction du prix d'intervention du beurre de 2 % ä partir du 1er octobre 1988 
(hypothese de date d'entree en vigueur de la mesure) 

— une reduction du prelevement lineaire de corresponsabilite en faveur des pro- 
ducteurs livrant moins que 60 000 kg de lait de: 

— 1,5% ä 1,0% pour les zones defavorisees; 

— 2,0% a 1,5% pour les autres zones, 

ä partir du 1er juillet 1988 (debut de la Campagne 1988/89) 


1. Augmentation de la reserve communautaire de 500 000 t 

Une augmentation de la production de lait de 500 000 t se traduit par une augmen- 
tation de la production du beurre et du lait ecreme en poudre de: 

- beurre 22 750 t 

- lait ecreme en poudre: 43 000 t 

Compte tenu de la nouvelle Situation sur le marche du lait il est estime que le coüt 
marginal de l r ecoulement correspond au coüt d'exportation. 

Par ailleurs, une augmentation de la production de lait conduit ä l'elargissement des 
quantites soumises au prelevement lineaire de corresponsabilite. 

Sur cette base, le coüt supplementaire est estime ä: 

- beurre: 22 750 tx 2 025 ECU/t x 1,1 17(DT) = +51,5 MECU(B) 

- LEP; 43 000 t x 900 ECU/t x 1,080(DT) = +41,8 MECU(B) 

- Coresp.: 500 000 t x 278,4 ECU/t x 2 % x 1,095(DT) = - 3,- MECU(b) 

Total +90,3 MECU(B) 


2. Reduction de 2 % du prix d’intervention du beurre 

La reduction du prix du beurre de 2 % aura un effet sur le niveau des restitutions et 
des aides, sur la consommation de beurre non subventionne et sur l'aide au stockage 
prive de beurre pour les quantites contractees et toujours en stock. 

L’ effet de ces trois elements peut etre estime ä: 

— les aides et les restitutions sont reduites du montant de la 
baisse du prix du beurre (62,6 ECU/t). Les incidences sur l'en- 
semble des mesures de soutien du marche ainsi que la depre- 
öation des Stocks ä lentree s'elevent ä: -61,8 MECU(B) 


— 1' augmentation de la consommation de beurre est estimee ä 
12 000 t sur base d une elasticite de prix de -0,5. L'export- 
ation de beurre pourrait donc etre reduite en consequence: 
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-12 000 tx (2025 -63) ECU/t 1 ) X 1,117 (DT): 


—26,3 MECU(B) 


— pour le stockage prive il est estime que 200 000 t de beurre 
beneficieront d'une augmentation de l'aide de 62,6 ECU/t: 

200 000X62,6 ECU/t X 1,123 (DT): +14,1 MECU(B) 

Total —74,- MECU(B) 


3. Reduction du prelevement lineaire en faveur des producteurs livrant moins 
de 60 000 kg de lait 

Pour determiner la quantite de lait representee par les producteurs livrant moins de 
60 000 kg, il est estime qu'il s’agit de producteurs possedant jusqu’ä 16 vaches. Au 
niveau communautaire environ 21% des vaches laitieres se trouvent dans cette 
categorie de fermes. Vu le fait que le rendement par vache chez les petits produc- 
teurs est inferieur ä la moyenne, il est fait l'hypothese que 19% des livraisons sont 
concernees, soit: 

95,8 Mio t (quota EUR-12, 1988/89) +0,5 Mio t 2 ) x 19% = 18 Mio t (arrondi) 

Une partie de cette categorie de producteurs beneficie dejä, soit dune exoneration 
(zones de montagne), soit d'un taux de prelevement reduit ä 1,5 % (zones defavori- 
sees). 

Pour les zones de montagne il est estime que 4,5 Mio t de lait sont livrees par les 
petits producteurs et en ce qui conceme les zones defavorisees, il est estime que 
6 Mio t de lait sont livrees par les producteurs livrant moins de 60 000 kg. 


a) Reduction du prelevement de 1,5% ä 1,0% pour les petits producteurs des 
zones defavorisees 

Les petits producteurs des zones defavorisees beneficient actuellement d'un taux de 
prelevement reduit ä 1,5 %. La fixation de ce taux ä 1,0 % signifie une diminution de 
0,5 point par rapport ä la Situation acutelle: 

6,0 Mio t x 278,4 ECU/t x 0,5 % x 1,095(DT) = 9,1 MECU(B) 


b) Reduction du prelevement de 2,0 % ä 1,5 % pour les petits producteurs des 
autres zones 

Etant donne que les petits producteurs des zones de montagne sont exoneres, la 
quantite de lait concernee est egale ä: 7,5 Mio t (18 Mio t — 6 Mio t — 4,5 Mio t). 
7,5 Mio tx 278,4 ECU/t x 0,5% x 1,095(DT) = 11,4 Mio ECU(B) 

Au total, la reduction du taux de prelevement pour les petits producteurs compor- 
terait une moindre perception egale ä: 

— Zones defavorisees (de 1,5% ä 1,0%) 9,1 Mio ECU(B) 

— Autres zones (de 2,0% ä 1,5%) 11,4 Mio ECU(B) 

20,5 Mio ECU(B) 


Conclusions 

Dans le tableau ci-apres les incidences financieres de l'ensemble des mesures pro- 
posees sont indiquees pour les exercises 1988 et 1989 et pour une periode de 
12 mois. 

Pour determiner l'impact sur chaque exercice, il est rappele que l'exercice 1989 
couvrira les depenses effectuees dans les Etats membres entre le 16. 10. 1988 et le 
15. 10. 1989. 


q La restitution retenue tient compte de la reduction du prix de beurre. 
2 ) En tenant compte de 1' augmentation de la reserve communautaire. 
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Pour l'exercice 1988 les incidences financieres ne concement que la reduction du 
prelevement lineaire ä introduire retroactivement ä partir du 1. 7. 1988. L'augmen- 
tation de la reserve communautaire ne peut qu’avoir une influence sur la production 
de lait qu'ä partir du moment oü les product eurs cet pris connaissance de la mesure. 
De ce fait, l'incidence financiere n 'intervient qu’ä partir de l’exercice 1989. 

n est fait l'hypothese que la reduction du prix d'intervention du beurre entrera en 
vigueur le 1er octobre 1988. Par consequent, compte tenu des delais de paiement, 
cette reduction n'aura pas d'effet sur toute la duree de l'exercice 1989. 

Sur ces bases, les incidences financieres sont etablies comme suit: 


Mio ECU 



1988 

1989 

12 mois 

1. Augmentation de la reserve communau- 
taire de 500.000 t, ä partir de la 5ieme peri- 
öde de 12 mois 

p.m. 

+ 90 

+ 90 

2. Reduction du prix d'intervention du beurre 
de 2% ä partir du 1. 11. 1988 



-65 

-74 

3. Reduction du prelevement lineaire ä partir 
du 1. 7. 88, en faveur des petits producteurs 
livrant moins de 60.000 kg de lait 




a) Reduction de 1,5 ä 1,0% (zones defavo- 
risees) " . . . 

+ 1 

+ 9 

+ 9 

b) Reduction de 2 ä 1,5% (autres zones) . 

+ 2 

+ 11 

+ 11 

TOTAL 

+ 3 

+ 45 

+ 36 


N.B.: L'annee 1989 präsente une depense plus elevee que les 12 mois, car la reduction de prix 
d'intervention du beurre entrainant une economie (point 2) ne concemera que 10 r 8 mois (du 
1. 12. 1988 au 15. 10. 1989) compte tenu du fait qu'il est fait l'hypothäse: 

— que la mesure entrera en vigueur le 1er octobre 1985; 

— que l'imputation budgätaire de cette reduction n'interviendra que 2 mois apres l'entree en 
vigueur de la mesure (compte tenu des delais de paiement). 
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Bericht des Abgeordneten Schartz 


Die Vorschläge der EG-Kommission an den Rat wur- 
den vom Herrn Präsidenten mit der EG-Sammelliste 
vom 28. Oktober 1988, Drucksache 11/3200, Nr. 2.11, 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten überwiesen. Dieser hat sie in seiner Sitzung 
am 7. Dezember 1988 beraten. 

Bei den Vorlagen geht es um folgendes: 

Der Europäische Gerichtshof hat in seinem Urteil vom 
28. April 1988 die Nichtzuweisung einer Referenz- 
menge an Erzeuger, die im Rahmen der Verordnung 
(EWG) Nr. 1078/77 eine Prämie für die Nichtvermark- 
tung erhalten haben und aus diesem Grund in dem 
vom Mitgliedstaat zugrunde gelegten Referenzjahr 
keine Milch abgeliefert haben, für imgültig erklärt. 
Daher sind in Artikel 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 857/84 die Bedingungen festzulegen, unter denen 
für die Zuweisung von Referenzmengen besondere 
Situationen berücksichtigt werden können. 

Der Gerichtshof hat diesen Grundsatz zwar festgelegt, 
gibt jedoch in seinem Urteil keinerlei Anhaltspunkte 
zur Lösung der wichtigen Probleme, die ihre Durch- 
führung mit sich bringt, und die insbesondere die 
Qualität der Begünstigten sowie die Zuweisung, den 
Umfang und den Ursprung der Referenzmengen be- 
treffen. 

In jedem Fall ist zur Vermeidung jeder Spekulation 
mit den zu verteilenden Quoten die Zuweisung einer 
Referenzmenge an Erzeuger auf hinreichend begrün- 
dete Fälle zu beschränken, begünstigt sollen nur Er- 
zeuger werden, die 

— die Agrartätigkeit noch hauptberuflich ausüben, 

— die die im Rahmen der Verordnung (EWG) 
Nr. 1078/77 eingegangene Verpflichtung in 
vollem Umfang eingehalten haben, 

— bei der zuständigen Stelle des Mitgliedstaates zwi- 
schen dem 31. März 1984 und dem 31. Juli 1988 
einen Antrag auf Zuweisung einer Referenzmenge 
gestellt haben, dem nicht stattgegeben wurde, 

— sich verpflichten, die Milcherzeugung bis zum 
Ende des achten Anwendungszeitraums der Rege- 
lung über die zusätzliche Abgabe fortzuführen 
oder tatsächlich wieder aufzunehmen (ohne ihre 
Tätigkeit einzustellen, ohne ihre Quote abzutreten 
und unter Verzicht auf die Inanspruchnahme von 
Tätigkeitseinstellungsprogrammen oder ähnli- 
chem). 

Unter diesen Umständen geht die Kommission davon 
aus, daß der Umfang der in Frage kommenden An- 
träge eine Mio t nicht überschreiten wird. 

Aus Gründen der Gleichbehandlung mit anderen der 
Quotenregelung unterworfenen Erzeugern darf die 
Referenzmenge die gelieferte oder erzeugte Milch- 


menge nicht überschreiten, aufgrund der die ge- 
währte Prämie berechnet wurde. 

Die Referenzmengen sind entweder der einzelstaatli- 
chen Reserve oder einer Anhebung der Gesamtgaran- 
tiemenge der Mitgliedstaaten zu entnehmen, wobei 
die einzelstaatlichen Reserven innerhalb der nationa- 
len Garantiemengen der Mitgliedstaaten aufgebracht 
werden müßten. 

Die Butterverkäufe zur Intervention erfolgen zu einem 
Preis, der sich im Rahmen einer Ausschreibung ergibt. 
Untersuchungen haben gezeigt, daß eine Senkung 
des Butterpreises zu erhöhter Verwendung führt. Eine 
Verringerung des Interventionsbutterpreises könnte 
zur Senkung der finanziellen Auswirkungen einer Er- 
höhung der Gemeinschaftsreserve beitragen. 

Die Erfahrungen mit der Verordnung (EWG) 
Nr. 1207/84 zur Stützung des Einkommens kleiner Er- 
zeuger rechtfertigen uneingeschränkt die Senkung 
der Mitverantwortungsabgabe zugunsten der Klein- 
erzeuger. Daher soll der Mitverantwortungsabgabe- 
satz für Erzeuger, deren Lieferungen im vierten An- 
wendungszeitraum der zusätzlichen Abgabe höch- 
stens 60 000 kg erreichen, um 0,5 Punkte gesenkt 
werden. 

Die vorliegenden Verordnungen stellen ein Maßnah- 
menpaket dar, das global verabschiedet werden 
soll. 

Bei den Beratungen im Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten war man sich einig, daß 
aus dem Urteil des Europäischen Gerichtshofes vom 
28. April 1988 nicht geschlossen werden könne, daß 
bei der Zuteilung von Referenzmengen an Nichtver- 
markter generell restriktiv vorzugehen sei. 

Die zusätzlich erforderlichen Referenzmengen seien 
in vollem Umfange von der EG bereitzustellen. Kei- 
nesfalls dürfe die Zuteilung von einer nationalen Re- 
serve abhängig gemacht werden. Eine auf 500 000 t 
begrenzte Erhöhung der Gemeinschaftsreserve reicht 
nach Auffassung des Ausschusses bei weitem nicht 
aus. Die Kriterien für die Zuteilung sollen objektiv und 
sachlich begründet sein, wobei auf eine detaillierte 
EG-einheitliche Regelung größter Wert gelegt wer- 
den sollte. Der Ausschuß hielt den Ausschluß von Ne- 
benerwerbslandwirten weder sachlich noch rechtlich 
für vertretbar. Aus der Entscheidung des Europäi- 
schen Gerichtshofes könne eine Beschränkung auf 
„hauptberufliche Landwirte" nicht abgeleitet wer- 
den. 

Außerdem hält der Ausschuß die rückwirkende Aus- 
schlußfrist, die nur solchen Erzeugern einen Quoten- 
anspruch zuerkennt, die zuvor zwischen dem 
31. März 1984 und dem 31. Juli 1988 einen Antrag zur 
Zuteilung einer Referenzmenge gestellt hatten, für 
imannehmbar. 
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Schließlich verwies der Ausschuß darauf, daß 

— die Behandlung der Rechtsnachfolger von Nicht- 
venn arktern klar geregelt werden müsse, 

— eine angemessene Frist für die Antragsteller nach 
Inkrafttreten der Zuteilungsbestimmungen einge- 
räumt werden müsse und 

— diese spezifische Referenzmenge insbesondere bei 
der Milchrente nicht berücksichtigt werden 
dürfe. 

Nach Auffassung des Ausschusses erfordert die der- 
zeitige Marktlage keine Korrektur des Interventions- 
preises für Butter. Außerdem sollen aus grundsätzli- 
chen Erwägungen die Eckwerte der Milchmarktord- 
nung während eines Milchwirtschaftsjahres nicht ge- 


ändert werden. Allenfalls könnte dies bei der näch- 
sten Agrarpreisrunde unter Berücksichtigung der ak- 
tuellen Milchmarktlage geschehen. 

Der Ausschuß befürwortet grundsätzlich jede Entla- 
stung bei der Mitverantwortungsabgabe. Er ist jedoch 
der Ansicht, daß mit Einführung der Garantiemen- 
genregelung für Milch die Erhebung einer Mitverant- 
wortungsabgabe nicht mehr gerechtfertigt ist. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundestag, 
die Bundesregierung aufzufordern, den Vorschlägen 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
nach Maßgabe der Beschlußempfehlung zuzustim- 
men. 


Bonn, den 21. Dezember 1988 


Schartz 

Berichterstatter 
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